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VERMERK 

Betr.: ‒ Abstimmungsergebnis  

‒ VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES über gemeinsame Regeln zur Gewährleistung der 
grundlegenden Konnektivität im Güter- und Personenkraftverkehr nach 
dem Ende des im Abkommen über den Austritt des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen 
Union und der Europäischen Atomgemeinschaft vorgesehenen 
Übergangszeitraums  

‒ Annahme des Gesetzgebungsakts und 

‒ Abweichung von der gemäß Artikel 4 des Protokolls Nr. 1 zum AEUV 
über die Rolle der nationalen Parlamente in der EU vorgesehenen 
Achtwochenfrist 

‒ Ergebnis des am 22. Dezember 2020 abgeschlossenen schriftlichen 
Verfahrens 

  

Das Ergebnis der Abstimmung über den oben genannten Gesetzgebungsakt ist in Anlage 1 

enthalten. 

Bezugsdokument: 
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Datum der Annahme des Beschlusses über die Anwendung des schriftlichen 

Verfahrens durch den AStV (2. Teil): 16.12.2020 

 

Die Protokollerklärungen und/oder Erklärungen zur Stimmabgabe sind in Anlage 2 enthalten 
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ANLAGE II 

Erklärung Dänemarks, Griechenlands, Italiens, Österreichs und Spaniens 

Dänemark, Griechenland, Italien, Österreich und Spanien unterstützen das Ziel, eine grundlegende 

Konnektivität im Straßenverkehr zu gewährleisten, falls das Vereinigte Königreich und die 

Europäische Union vor dem Ende des Übergangszeitraums am 31. Dezember 2020 kein neues 

Partnerschaftsabkommen schließen. Wir begrüßen die vorgeschlagenen befristeten Maßnahmen, die 

den im Vereinigten Königreich lizenzierten Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmern die 

Durchführung von Beförderungen im Güter- und Personenkraftverkehr in die Mitgliedstaaten der 

EU und aus den Mitgliedstaaten der EU ermöglichen. Wie bereits im Jahr 2019 sind diese 

Maßnahmen erforderlich, um ernsthafte Störungen im Zusammenhang mit solchen Beförderungen 

unmittelbar nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs zu verhindern. 

Allerdings ist die Lage ab dem 1. Januar 2021 nicht mit der Situation zu Anfang des Frühjahrs 2019 

zu vergleichen. Alle Parteien, die vom Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU betroffen 

bzw. daran beteiligt sind, hatten ausreichend Gelegenheit, sich auf die unvermeidlichen Änderungen 

vorzubereiten, die sich aus der Entscheidung des Vereinigten Königreichs, aus der EU auszutreten, 

ergeben. Daher sind Dänemark, Griechenland, Italien, Österreich und Spanien besorgt darüber, dass 

der Anwendungsbereich des ursprünglichen Vorschlags auf eine Reihe von Kabotagebeförderungen 

im Güterkraftverkehr ausgeweitet wurde. Unserer Ansicht nach steht diese Ausdehnung des 

Anwendungsbereichs nicht mit den Leitlinien für Notfallmaßnahmen, die der Europäische Rat für 

das allgemeine Vorgehen der EU27 vereinbart hat, im Einklang, da diese Beförderungen nicht 

unbedingt erforderlich sind, um die grundlegende Konnektivität zwischen dem Vereinigten 

Königreich und den EU27 zu gewährleisten. 

Dänemark, Griechenland, Italien, Österreich und Spanien gehen indes vor dem Hintergrund der 

übergeordneten wirtschaftlichen Interessen davon aus, dass die den Kraftverkehrsunternehmen des 

Vereinigten Königreichs gewährten Rechte unter der Bedingung der Gegenseitigkeit eine 

Möglichkeit sind, um auf die einzigartige Situation des Austritts eines Mitgliedstaats aus der 

Europäischen Union zu reagieren. Dänemark, Griechenland, Italien, Österreich und Spanien 

betonen, dass die Bedingung für das Auslaufen der mit dieser Verordnung gewährten Rechte einen 

wesentlichen Bestandteil dieser Verordnung bildet. Es handelt sich um eine Maßnahme zur 

Minimierung der negativen Auswirkungen des Endes des Übergangszeitraums. Wir möchten jedoch 

darauf hinweisen, dass das Recht zur Durchführung von Kabotagebeförderungen innerhalb der EU 

ein ausschließliches Recht der Mitgliedstaaten ist und in dieser Situation nicht notwendig erscheint. 
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Dänemark, Griechenland, Italien, Österreich und Spanien sind der Ansicht, dass die Rechte, die 

Verkehrsunternehmen aus dem Vereinigten Königreich für einen begrenzten Zeitraum unter der 

Bedingung der Gegenseitigkeit eingeräumt werden, auf die besondere Situation eines Mitgliedstaats 

zurückzuführen sind, der die Union verlässt. Diese Verordnung, mit der keinen weiteren 

Verhandlungen mit dem Vereinigten Königreich oder anderen Drittländern vorgegriffen wird, wird 

nicht als Präzedenzfall betrachtet. 
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